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■  Wissenschaft

Technikrisiko Großtanker: Trotz Prognoseproblemen „gibt es keine vernünftige Alternative zum Technology Assessment“

TECHNOLOGIEFOLGEN-ABSCHÄTZUNG

Chance für Unternehmen
Der Bundestag sucht — als 
Gegengewicht zur Planungs­
bürokratie -  verbesserte 
Beratung für technologie­
politische Entscheidungen. 
Professor Meinolf Dierkes* 
untersucht, was überhaupt 
wissenschaftliche Tech­
nologiefolgenabschätzung 
derzeit leisten kann.

Die mit der Nutzung einzelner 
Technologien verbundenen 
ökologischen, ökonomischen 

und gesellschaftlichen Vor- und 
Nachteile sind seit den späten sechzi­
ger Jahren zunehmend ein zentrales 
politisches Thema geworden. Um 
positive wie negative Auswirkungen 
des technischen Fortschritts mög­
lichst umfassend, früh und exakt zu 
erkennen und zukunftsorientierte

* Professor Dr. Meinolf Dierkes, von Haus aus Wirtschafts­
wissenschaftler, ist Präsident des Wissenschaftszerrtrums 
Berlin. Die Technische Universität Berlin hat ihn vor kurzem 
noch zum Honorarprofessor für Technik- und Wissenschafts- 
soziotogie ernannt. Mit den Möglichkeiten der Technologie­
folgenabschätzung setzt sich Dierkes ausführlich auch in 
einem Beitrag des Sammelbandes „IndustriegeseHschaft 
und technologische Herausforderung“ {herausgegeben von 
Winfried Schlaffke und Otto Vogel, Deutscher Instituts- 
Verlag, Köln 1981) auseinander.

Entscheidungen in Politik und Wirt­
schaft damit auf eine bessere Grund­
lage zu stellen, wurde das Instru­
ment des „Technology Assessment“ 
(abgekürzt: TA) oder der Technolo­
giefolgenabschätzung entwickelt.

Methodisch bedienen sich Tech­
nologiefolgenabschätzungen in er­
ster Linie systematischer Konzepte: 
Kenntnisse verschiedenster wissen­
schaftlicher Einzeldisziplinen sollen 
dabei zur Abschätzung der mögli­
chen Konsequenzen einer Technolo­
gienutzung in den verschiedensten 
Bereichen der natürlichen und sozia­
len Umwelt herangezogen und zu­
sammengefaßt werden.

Am Beginn der Entwicklung des 
TA-Konzepts gab es kaum Zweifel 
an seiner Nützlichkeit. Schon 1972 
wurde in den Vereinigten Staaten 
das „Congressional Office of Tech­
nology Assessment“ (OTA) einge­
richtet. Seine Aufgabe ist es, den 
Kongreß durch Technologiefolgen­
abschätzungen in seinen technolo­
giepolitischen Aufgaben zu unter­
stützen. Ein besser informiertes Par­
lament, so war die Hoffnung, könne 
auch die Akzeptanz technologischer 
Entscheidungen erhöhen.

Angeregt durch das Beispiel der

Vereinigten Staaten, wurde in vielen 
westeuropäischen Ländern, auch in 
der Bundesrepublik, die Einrichtung 
einer speziell für Technologiefolgen­
abschätzung zuständigen Beratungs­
stelle diskutiert. Bis auf Schweden 
sowie international bei EG und 
OECD sind diese Erörterungen al­
lerdings folgenlos geblieben.

Nach fast zehn Jahren mehr oder 
minder intensiver Auseinanderset­
zung stellt sich nun die Frage, ob 
dabei nicht grundsätzlichere Proble­
me der Technologiefolgenabschät­
zung zu sehr in den Hintergrund 
gedrängt worden sind. Es scheint 
sich ein Perspektivenwechsel anzu­
deuten: Nicht mehr allein die Stär­
kung der Kontrollfunktion des Parla­
ments gegenüber der Regierung wird 
diskutiert.

Zunehmend geht es vielmehr 
darum, welchen Beitrag die 
Wissenschaft bei einer an brei­

teren gesellschaftlichen Zielkatalo­
gen orientierten Entscheidung über 
die Gestaltung des technischen Wan­
dels tatsächlich leisten kann und in 
welcher Form dies geschehen sollte.

Damit rücken Fragen der Mach­
barkeit und Praktikabilität von TA 
wieder stärker ins Blickfeld. Dies hat '
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gute Gründe: Wenn es in der Bun­
desrepublik noch immer keine feste 
und intensiv genutzte Einrichtung 
für Technologiefolgenabschätzungen 
gibt, so vielleicht auch deshalb, weil 
die ursprünglichen Erwartungen zu 
hoch waren.

Diese für den TA-Prozeß zentrale 
Frage -  was Wissenschaft tatsäch­
lich in welchen Beratungsformen lei­
sten und wer für welche Entschei­
dungsebenen effektiv die benötigten 
Informationen bereitstellen kann — 
dürfte mit einiger Wahrscheinlich­
keit die weitere politisch-öffentliche 
Diskussion um die Technologiefol- 
aenabschätzung mitbestimmen.

Von vielen anderen wissenschaftli­
chen Problemlösungsverfahren sollte 
sich die Technologiefolgenabschät­
zung lange Zeit dadurch unterschei­
den, daß sie stark zukunftsorientier­
te und sehr viele Auswirkungsfelder 
von Technologien erfassende Infor­
mationen liefert. Ziel dieses Kon­
zepts war es gerade, auch die indi­
rekten ökologischen, ökonomischen 
und gesellschaftlichen Konsequen­
zen zu analysieren und diese Er­
kenntnisse für die politische Ent­
scheidung nutzbar zu machen.

Diesem Anspruch kann aber beim 
heutigen Stand der naturwissen­
schaftlich-technischen wie auch so­
zialwissenschaftlichen Erkenntnisse 
nur sehr begrenzt genügt werden. 
Die begrenzte Prognosefähigkeit 
nicht nur der Sozialwissenschaften 
setzt einer Beratung sehr enge Gren­
zen, deren Ziel es ist, politische 
Entscheidungen allein auf gesicher­
tes Wissen zu stützen.

Mit dieser Vorhersageproble­
matik eng verbunden sind 
Schwierigkeiten bei der Aus­

wahl der zu untersuchenden Auswir­
kungsfehler einer Technologiean­
wendung. Vor 20 Jahren hätte auch 
bei Verwendung heutiger Methoden 
kaum jemand die veränderte Ein­
stellung gegenüber der friedlichen 
Nutzung der Kernenergie prognosti­
zieren können, ja, Akzeptanzfragen 
wären damals in den allermeisten 
Fällen gar nicht erst einmal unter­
sucht worden.

Wir können gegenwärtig nicht 
ausschließen, daß beispielsweise 
neue Erkenntnisse der Wissenschaf­
ten oder veränderte gesellschaftliche 
oder ökonomische Bedingungen sol­
che Technologiefolgen in Zukunft 
als wichtig und untersuchungswürdig 
erscheinen lassen, die nach heutigem 
Wissen eher als zweitrangig bewertet 
werden oder noch gar nicht bekannt 
sind. Für diese Fälle läßt sich wissen­

schaftlich vertretbare Politikbera­
tung vielfach auch dann nicht durch­
führen, wenn auf streng gesetzmäßi­
ge oder statistische Beratungsgrund­
lagen verzichtet wird: Der Übergang 
zu bloßer Spekulation ist hier zu 
fließend.

Neben diesen methodischen 
Prognose- und Abgrenzungs­
schwierigkeiten treten in der 

TA-Praxis weitere Probleme des Da­
tenzugangs und der Verknüpfung 
von Informationen vieler wissen­
schaftlicher Einzeldisziplinen auf. 
Dies alles kann leicht dazu führen, 
daß im konkreten Einzelfall dem 
umfassenden Anspruch von TA 
nicht entsprochen wird. So kommt 
etwa die OECD in einer Analyse 
von 15 Assessments, die in ihren 
Mitgliedsländern erstellt wurden, zu 
dem Ergebnis, keines davon werde 
den .selbstgesetzten Kriterien wirk­
lich gerecht. Dieses Dilemma ist 
aber kaum den einzelnen For-

Autor Dierkes: „Auch den Nutzen ehwr 
Technologie noch genauer erm itteln“

schungsteams und auch nur sehr be­
grenzt den vielleicht einseitige Ziele 
bevorzugenden politischen Auftrag­
gebern zuzurechnen.

Vor diesem Hintergrund gilt es,TA 
als sehr wertvolles Instrument zu 
begreifen, mit dem sich unsere Plan­
ungsmöglichkeiten nur schrittweise 
verbessern lassen und das in be­
grenztem Umfang die Risiken und 
Chancen der Technologieanwen­
dung genauer zu identifizieren ge­
stattet. Wenn die Möglichkeiten der 
Technik kontrollierter und gezielter 
im Sinne der Sozialverträglichkeit 
genutzt werden sollen, dann gibt es 
keine vernünftige Alternative zum 
Technology Assessment. Seine 
Grenzen müssen allerdings immer

bewußt sein, und es muß versucht 
werden, sie kontinuierlich zu erwei­
tern.

Folgende Voraussetzungen wer­
den angesichts der bisherigen Erfah­
rungen für die Nutzung und Weiter­
entwicklung des TA-Gedankens be­
sonders zu beachten sein:

1. Nicht die Erstellung allumfas­
sender TA-Analysen stellt sich als 
sinnvolle wissenschaftliche Aufgabe 
für die Zukunft, sondern zunächst 
die kontinuierliche Weiterarbeit an 
Analysen von Technologiefolgen in 
einzelnen Wirkungsfeldern und Teil­
bereichen (Partialanalysen). Diese 
können das Spezialwissen der Ein- 
zeldisziplinen systematisch für Bera­
tungsdienste nutzen und darauf auf­
bauend die Fachinformationen in 
dem nach der jeweiligen Aufgaben­
stellung notwendigen Maß interdiszi­
plinär verknüpfen.

Die Diskussion um die Schaffung 
einer TA-Institution sollte damit 
aber auch abgelöst werden durch 
eine Diskussion über Möglichkeiten, 
das institutionelle Know-how für 
Technologiefolgenabschätzung bei 
einer Vielzahl von Einrichtungen der 
Wissenschaft zu nutzen und langfri­
stig zu entwickeln. Dabei ist aber das 
ursprüngliche Ziel einer Integration 
von Daten unterschiedlichster Wis­
sensbereiche nicht aus den Augen zu 
verlieren. Die Vernetzung von TA- 
Einzelinformationen, der Nachweis 
auch gerade von Kenntnislücken, ist, 
wie die Erfahrungen in den Verei­
nigten Staaten zeigen, eine wichtige 
Voraussetzung für den Beratungser- 

! folg. Für solche Zusammenfassun- 
I gen sind deshalb angemessene Ver- 
i mittlungsformen zu entwickeln.

Um den gerade in kontrovers 
beurteilten Technologieent­
wicklungen notwendigen Öf­

fentlichkeitsbezug zu wahren, müs­
sen Wissenschaft wie Politik bereit 
sein, mit neuen Formen der informa­
torischen Entscheidungsvorberei­
tung zu experimentieren. Auch wis­
senschaftlich noch diskutierte For­
schungsergebnisse müssen öffentlich 
sichtbarer als bisher dargestellt 
werden.

2. Da angesichts der oben erwähn­
ten Erkenntnisgrenzen auch syste­
matische Partialanalysen nur be­
schränkt tragfähige Antworten ge­
ben können, ist das Konzept der 
technologiebegleitenden Forschung 
in Zukunft stärker zu nutzen. Dies 
gilt insbesondere für solche Techno­
logien, von denen angenommen 
wird, daß einerseits der gesellschaft­
liche Nutzen sehr hoch ist, anderer -
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seits sie aber möglicherweise schwer­
wiegende und schwer abzuschätzen­
de Änderungen in ökologischen und 
sozialen Systemen bewirken. Be­
gleitforschung heißt hier, durch ge­
zielte Feldexperimente in ausge­
wählten Einheiten das entsprechen­
de Wissen schrittweise zu sammeln 
und auf dieser Basis Entscheidungen 
über eine breitere Nutzung vorzu­
nehmen.

Begleitforschung stellt auch für 
die Wirtschaft eine Chance dar, Pro­
dukte und Produktionsverfahren mit 
dem Ziel zu testen, über kurzfristige 
und eng ökonomische Kosten/Nut- 
zen-Vorstellungen hinaus zuneh­
mend wichtiger werdende sozialver­
trägliche Untemehmensstrategien zu 
konzipieren. Wie das Beispiel Japan 
lehrt, kann eine frühzeitige — mög­
licherweise mit dem Staat abge­
stimmte -  Berücksichtigung von 
Umweltaspekten in der Produktpla­
nung angesichts abzusehender weite­

rer Ressourcen-Engpässe und oft 
Umweltbelastungen die Marktchan­
cen beträchtlich erhöhen.

Für alle Projekte ist es aber not­
wendig, daß die begleitende For­
schung als Entscheidungsgrundlage 
für eine grundlegende Nutzung oder 
Nichtnutzung angesehen wird -  und 
nicht als Hilfswissenschaft in der Ab­
sicht, Technologieanwendungen ge­
gen bestimmte „Einführungshemm­
nisse“ besser durchsetzen zu können.

3. Viele wissenschaftliche Einzel­
disziplinen mit unterschiedlicher An­
wendungsreife arbeiten bereits the­
matisch in Forschungsbereichen, die 
es nach dem ursprünglichen T ^- 
Ansatz systematisch zu kombinieren 
galt. Um dieses Wissen für Entschei­
dungen nutzbar zu machen, kommt 
es weniger auf die Erstellung um­
fangreicher Großgutachten als auf

die schnelle Zugriffsmöglichkeit auf 
relevante Information an. Die Wis­
senschaft und ihre sie repräsentie­
renden und sie tragenden Organisa­
tionen haben die Verpflichtung, die 
Wirksamkeit der Vermittlung zwi­
schen öffentlich-politischer Nachfra­
ge und den vorhandenen, einzeldis­
ziplinär organisierten Beratungsres­
sourcen zu verbessern.

Eine Erweiterung des Beratungs­
potentials wird nicht unbedingt -  
wie gelegentlich erwartet -  politi­
sche Entscheidungen einfacher, weil 
sachgerechter machen. Viel eher ist 
zu vermuten, daß dadurch normative 
Bezugsgrößen, die die Gestaltung 
des technischen Wandels leiten, ver­
deutlicht und damit auch kontrovers 
diskutierbar gemacht werden kön­
nen. Eine solche Diskussion ist aber 
einer Demokratie angemessen.

4. Die Sozialwissenschaften verfü­
gen in vielen Bereichen noch nicht 
über ein für gezielte Planung voll

einsetzbares wissenschaftliches In­
strumentarium. Dort schon jetzt Be­
ratungsleistungen zu fordern, die ih­
rem Vermögen nicht entsprechen, 
heißt langfristig, ihre Legitimations­
grundlage zu gefährden.

In diesem Sinne sollten den So­
zialwissenschaften auch bei der Er­
stellung von TA-Analysen in großem 
Umfang Möglichkeiten der Grundla­
genforschung und damit der konti­
nuierlichen Fortentwicklung des er­
forderlichen theoretisch-methodi­
schen Kenntnisstandes zugestanden 
werden. Erst unter diesen Voraus­
setzungen können Sozialwissen­
schaften langfristig auch für die poli­
tische Planung brauchbarere und 
breiter anwendbare Informationshil­
fen entwickeln.

5. Die Rolle der Wirtschaft ist bei 
der Diskussion um die Nutzung des

TA-Konzepts immer undeutlich ge­
blieben. Dies ist einigermaßen ver­
wunderlich, wenn man sich vor Au­
gen führt, daß technologiepolitische 
Entscheidungen nicht allein und 
nicht vorwiegend von politischen Or­
ganen gefällt werden. Technology 
Assessment muß deshalb als eine 
den Forschungs- und Entwicklungs­
prozeß begleitende Analyse nicht 
nur im Bereich der staatlichen Tech­
nologieförderung, sondern auch in 
den Unternehmen stärker genutzt 
werden.

Wird der Gedanke der Technolo­
giefolgenabschätzung wie bisher von 
Unternehmensseite nur zögernd auf­
gegriffen, so begibt man sich mög­
licherweise längerfristig der Chance 
eines eigenständigen und gesell­
schaftlich verantwortungsvollen Bei­
trages zur Gestaltung des techni­
schen Fortschritts.

Eine stärkere Einbeziehung des 
TA-Konzepts in unternehmerische 
Planungs- und Entscheidungsprozes­
se bietet sich auch aus einem ande­
ren Grunde an. Gerade nämlich bei 
noch in der Entwicklung oder kurz 
vor der Anwendungsreife befindli­
chen Technologien stellt sich für un­
ternehmensexterne Forschungs­
teams häufig das Problem eines aus­
reichenden Datenzugriffs, der über­
haupt erst eine Abschätzung und 
Bewertung der mit ihr verbundenen 
Folgen ermöglicht. Für solche Fälle, 
wo etwa ein konkurrierender Markt 
einer externen wissenschaftlichen 
Bewertung einer gerade anwen­
dungsreif entwickelten Technologie 
entgegensteht, bietet sich die Nut­
zung des TA-Instruments zunächst 
als betriebsinteme Entscheidungshil­
fe an. Hier sind aber bislang nur 
Einzelbeispiele von Folgenabschät­
zungen für technologische Einzelent­
wicklungen, insbesondere aus dem 
Verkehrssektor, bekanntgeworden.

6. Eine breite, durch Technologie­
folgenabschätzung gestützte Bewer­
tung der Risiken und Nutzen techno­
logischer Entwicklungen verlangt, 
daß auf wirtschaftlicher, politischer, 
aber auch wissenschaftlicher Seite 
die positiven Aspekte der Technolo­
gieanwendung verstärkt wahrge­
nommen werden.

T echnologiefolgenabschätzung 
wollte nie -  auch wenn dies manch­
mal befürchtet worden ist — den 
technischen Fortschritt arretieren. 
Um rational entscheiden zu können, 
sind deshalb nicht nur die Kosten, 
sondern ist auch der Nutzen einer 
Technologie noch genauer und 
ebenso umfassend zu ermitteln. □

Technikrisiko Atommüll: „Forschungsergebnisse öffentlich sichtbarer darstellen“
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